
Seite |   

 

a u ro ra  
Zei tung für  revolut ionäre Perspekt iven   

Mensch könnte es sich jetzt einfach 
machen und nur über den mauen 
Frühling meckern, aber dafür passiert 
schon wieder zu viel auf dieser Welt, 
weswegen es sich wirklich lohnt sich 
lauthals zu beschweren.  

Der Konflikt zwischen Palästina und 
Israel eskaliert erneut und führt zu 
mehreren hundert Todesopfern vor 
allem auf palästinensischer Seite. In 
Österreich ist in der ersten Hälfte des 
Jahres 2021 schon die 14. Frau* 
einem geschlechtsspezifischen Mord 
zum Opfer gefallen. Femizide in     
Österreich sind jedoch keine tragi-
sche Besonderheit im Jahre 2021, 
sondern zunehmender Alltag in einer 
an sich sexistischen und gewalt-
vollen Gesellschaft überall auf der 
Welt. Dass Sicherheitsbehörden       

jedoch keine Hilfe sind und keinen 
Schutz bieten, zeigen gerade wieder 
aufs neue die deutsche Bundeswehr 
und die Polizei. Sie zeigen auch, dass 
sie eine abzuschaffende Institution 
zur Verteidigung des Kapitals sind. 
Die Versammlungsfreiheit reicht 
sowohl in Deutschland als auch in 
Österreich nur bis zum Anfang des 
Schlagstocks eines „amts-
handelnden“ Polizisten. Auch bei der 
Bahn und im Gesundheitsbereich 
gibt es nach wie vor  genug zu tun um 
sich gegen Angriffe zu wehren, und 
da ist ja auch noch der Klima-
wandel.... 

Auf den Frühling 2021 können wir 
vielleicht verzichten, auf Widerstand 
gegen den Kapitalismus jedoch ganz 
sicher nicht! 

€ €
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Z wischen Jänner und Mai 2021 kam es zu 14 Femiziden in Österreich. All diese Frauen* 
wurden durch Männer ermordet, mit denen sie in einem Naheverhältnis standen oder 
gestanden sind. Nahe Bekannte, Verwandte, Partner oder Ex-Partner. Femizide sind 
Morde an Frauen* aufgrund ihres Geschlechts und ihrer damit verbundenen 

gesellschaftlichen Stellung. Diese schlimmste Form der Gewalt ist jedoch nur die Spitze des 
Eisbergs einer zutiefst sexistischen und strukturell gewalttätigen Gesellschaft. 

Österreich ist das einzige EU-Land, 
in dem mehr Frauen* als Männer er-
mordet werden. Die 14 ermordeten 
Frauen* reihen sich nahtlos in die 
düstere Statistik der in Österreich 
begangenen Femizide ein. Es ist 
somit keine Ausnahme, dass so viele 
Frauen* aufgrund ihres Geschlechts 
ermordet werden, sondern seit 
längerem bitterer Alltag. Die Medien 
kamen im April und Mai kaum noch 
mit der Berichterstattung über die 
aktuell begangenen Taten hinterher. 
Und auch wenn nun immer häufiger 
der Begriff „Femizid“ fällt, verwenden 
Boulevardmedien nach wie vor die 
Bezeichnungen „Liebestat“, 
„Beziehungsdrama“, „Mord aus Eifer-
sucht“ oder „Familiendrama“ um die 
Morde an den Frauen* und die ge-
schlechtsspezifische strukturelle Ge-
walt zu verharmlosen. Es sind keine 
nackten Zahlen, keine Liebestaten, 
keine Dramen, keine Einzel-
schicksale. Es sind Frauen*, die mit 
Benzin übergossen und angezündet, 
die erschossen wurden, es sind 
Frauen*, die durch sexistische Ge-
walt ums Leben kamen - einfach, 
weil sie Frauen* sind. 

Gerade der 9. Femizid am 29.4.2021 
erlangte traurige Aufmerksamkeit 
und löste eine Welle der Empörung 
aus. Der Täter, der seine Ex-Partnerin 
ermordet hatte, war der in Österreich 
bekannte „Bierwirt“, der vor einigen 
Jahren die jetzige Klubobfrau der 

Grünen Sigrid Maurer verklagt hatte, 
weil sie die sexistischen und über-
griffigen Nachrichten von ihm über 
Social Media veröffentlicht hatte. Es 
ist aber keine Seltenheit, dass Täter 
vor den Ermordungen polizeibe-
kannt sind. 

Antwort und Maßnahmen der 
türkis-grünen Regierung 

Die Reaktion der türkis-grünen 
Regierung zeigte sich mal wieder 
schnell in heuchlerischer Betroffen-
heit und fahlen Ankündigungen. Die 
Grünen kündigten eine Präventions-
kampagne an, die türkise Frauen-
ministerin beschloss mit dem Innen-
minister und der Justizministerin 
Maßnahmen, die vor allem die 
Sicherheitsbehörden betreffen. All 
das geschah wieder einmal ohne Ein-
beziehung von Personen aus der 
Praxis, ohne den Beschäftigten der 
Frauenhäuser oder anderen Institu-
tionen des Gewaltschutzes. 

Statistiken und Daten sollen neu er-
hoben und Erkenntnisse, die längst 
vorhanden sind, generiert werden. 
Die Frauenministerin behauptet 
fälschlicherweise, das Gewaltschutz-
budget wäre in den letzten Jahren 
verdoppelt worden. Die Situation der 

Frauen* in Österreich ist dieser Re-
gierung schlichtweg egal, das 
gesamte „Frauenbudget“ beträgt ins-
gesamt weniger als 15 Millionen 
Euro. Im Vergleich dazu beträgt die 
PR der ÖVP 73 Millionen Euro. Es 
bräuchte alleine um den Gewalt-
schutz angemessen aufrecht-
zuerhalten 3.000 zusätzliche Bera-
tungsstellen und etwa 280 Millionen 
Euro. 

Ni una menos! 

In Südamerika ist in den letzten 
Jahren eine starke Frauen*bewegung 
gegen Femizide unter dem Slogan 
#ni una menos (nicht Eine mehr) 
entstanden, die viele Tausende auf 
die Straßen bringt. Auch in Öster-

<< Es sind keine nackten Zahlen, keine 
Liebestaten, keine Dramen, keine 

Einzelschicksale, es sind Frauen*, die mit 
Benzin übergossen und angezündet wurden, 
es sind Frauen*, die erschossen wurden, es 
sind Frauen*, die durch sexistische Gewalt 
ums Leben kamen, einfach, weil sie Frauen* 

sind. >> 
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reich finden nach jedem 
Frauen*mord Demonstrationen 
statt, die auch stark von süd-
amerikanischen Frauen* getragen 
werden. Solidarität und ge-
meinsamer Kampf sind starke Werk-
zeuge in dieser frauen*feindlichen 
Gesellschaft. 

Der Kapitalismus baut als patriar-
chales Herrschafts- und Ausbeu-
tungssystem auf Sexismus, 
geschlechtsspezifischer Arbeits-
teilung und sexistischer Gewalt auf, 
um die Profitmacherei und sein Be-
stehen gewährleisten zu können. Es 
geht nicht darum, die gewalttätigen 
und mordenden Männer zu ent-

schuldigen, ihnen ihre Verant-
wortung für ihre Taten 
abzusprechen, sondern darum, die 
strukturellen Zusammenhänge in 
unserer Gesellschaft aufzuzeigen 
und zu bekämpfen. Die Abschaffung 
von geschlechtsspezifischer Gewalt 
und Femiziden wird im Kapitalismus 
nicht möglich sein, daher müssen 

wir uns gemeinsam organisieren und 
Widerstand von unten aufbauen. Da 
viele Frauen* aufgrund finanzieller 
Abhängigkeit in gewaltvollen Bezie-
hungen bleiben, müssen wir in Be-
trieben für gleichen Lohn für gleiche 
Arbeit, Arbeitszeitverkürzung und 
gegen prekäre Arbeitsverhältnisse 
kämpfen. Spekulationsobjekte 

müssen sofort enteignet werden, um 
schutzsuchenden Frauen* und 
Kindern einen sicheren Wohnort zu 
geben und mehr Anlaufstellen zu 
schaffen. Statt der Finanzierung der 
Polizei, muss das Geld in Prävention, 
Frauenhäuser und Gewaltschutzin-
stitutionen fließen. Wir brauchen 
eine gemeinschaftliche Organisie-
rung des Gesundheits- und Care-
Bereichs, damit Frauen* nicht länger 
in private Mehrarbeit und weitere 
Abhängigkeit gedrängt werden. Wir 
müssen gegen rassistische und sexis-
tische Politik kämpfen, um die Spal-
tung in der Gesellschaft, die nur den 
Herrschenden hilft, zu überwinden. 
Wir müssen die Kämpfe, die bereits 
existieren, zusammenführen. Solida-
rische Organisierung und feministi-
scher Klassenkampf von unten 
werden schlussendlich den größten 
Schutz vor sexistischer Gewalt 
bieten. 

Endnote: Per 12. Mai laut 
Autonomen Frauenhäusern 14 
Femizide in Österreich.  

<< Die Situation der Frauen* in Österreich ist 
dieser Regierung schlichtweg egal, das 

gesamte „Frauenbudget“ beträgt insgesamt 
weniger als 15 Millionen Euro, im Vergleich 
dazu beträgt die PR der ÖVP 73 Millionen 

Euro. >> 

Graffiti in Wien von Kollektiv Kimäre. Die Zahl begann mit 7, mittlerweile ist auch die 12 nicht mehr aktuell.  
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S chneller, wendiger und entscheidungsfreudiger - unter diesem Titel läutete die 
Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer eine neue Bundeswehrreform im 
April diesen Jahres ein. Ob nun Reform, der bevorstehende Abzug der Streitkräfte aus 
Afghanistan, das Erweitern des Einsatzes in Mali, die immer wieder auftauchenden 

Skandale von Waffen- und Munitionsdiebstahl oder rechtsextreme Netzwerke: Die Bundeswehr 
macht von sich reden und das in der Regel nicht positiv.  

Schon letztes Jahr wurde kräftig 
reformiert mit der Einführung eines 
12-monatigen Freiwilligendienstes. 
Der „Freiwilligendienst im Heimat-
schutz“ ist quasi ein Modell, bei dem 
Mensch den Zeh ins Wasser des 
(auch seit 10 Jahren freiwilligen) 
Wehrdienstes stecken kann - aber 
ohne Auslandseinsatz. Auf ihrem 

YouTube-Kanal „Die Rekruten“   , der 
in den letzten Jahren ohnehin schon 
für genug Witze gesorgt hatte, wird 
diese neue Gruppe von 1000 Frei-
willigen als eine Mischung aus 
Kampf- und Hilfsdienst präsentiert: 
erst durch den Wald robben, dann 
Corona-Abstriche vornehmen. Das 
alles unter dem Slogan „Dein Jahr für 
Deutschland“,  den Annegret Kramp-
Karrenbauer mit diesen Worten be-
dachte: „Heimat ist ein Lebensgefühl, 
mit dem man Miteinander und Zusam-
menhalt verbindet. Wie wichtig Heimat 
ist, haben wir in der Corona-Pandemie 
besonders gespürt“ . 

Von Schweineköpfen und 
gestohlener Munition 

Ja, wie wichtig der Bundeswehr und 

vor allem Teilen des Elite-
Einsatzkommandos KSK 
(Kommando Sondereinsatzkräfte) die 
Heimat ist, konnte man in den ver-
gangenen Jahren immer wieder be-
obachten. Wirft man nur einen Blick 
auf die größeren Skandale der 
letzten Jahre, so tut sich ein Bild auf, 
bei dem einem schwindelig wird. 

So wurde 2017 bei einer Abschieds-
feier mit Schweineköpfen geworfen, 
Rechtsrock gehört und Hitlergrüße 
gemacht. Ein Jahr später wurde 
bekannt, dass ein ehemaliger KSK-
Soldat als „Hannibal“ ein 
rechtsextremes Preppernetzwerk 
leitete und Munition für den „Tag X“ 
hortete. Diese nach wie vor als 
„Einzelfälle“ titulierten 
Vorkommnisse gipfelten im kürzlich 
aufgedeckten Munitionsskandal, 
ebenfalls beim KSK, bei dem der 
Brigadegeneral Markus Kreitmayr 
eine Amnestie für Rückgabe von 
Munition ausgab. Mensch muss der 
Aktion zugutehalten, dass sie 
funktioniert hat. So gut sogar, dass 
mehr Munition zurückkam, als 
ursprünglich fehlte - über 

zehntausend Schuss - und obendrauf 
noch Waffen und Handgranaten. Die 
offensichtlich also eh schon 
schlampige Buchführung kombiniert 
mit der anonymen Rückgabe 
vereitelt die Möglichkeit, 
irgendjemanden außer Kreitmayr 
selbst, für dieses - nett gesagte - 
Durcheinander zur Verantwortung 
zu ziehen. 

Auf dem rechten Auge blind? 

Diese Verweigerung der Problematik 
rechter Soldat:innen zieht sich durch 
ihre ganze Geschichte. So bestand 
schon 1955 das 101 Soldaten starke 
erste Aufgebot der Bundeswehr 
vollständig aus ehemaligen 
Wehrmachtssoldaten. Was nachvoll-
ziehbar erscheint im historischen 
Kontext, wirkt wie ein schlechter 
Witz, wenn mensch die Entwick-
lungen der folgenden 65 Jahre ins 
Auge fasst. Denn das KSK ist nicht 
der einzige Bereich der Bundeswehr 
mit rechtsextremen „Tendenzen“ .
Unvergessen ist die Geschichte um 
Franco A., der sich als syrischer Ge-
flüchteter ausgab und beim BAMF 
(Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge) registrierte. Nach der 
Registrierung wurde dieser dann am 
Wiener Flughafen Schwechat festge-
nommen, als er eine Waffe aus 
einem Versteck holen wollte. Im Mai 
2021 begann der Prozess, der klären 
soll, was Franco A. genau vorhatte. 
Wiederholt wird immer wieder aufs 
Neue die Geschichte der Einzeltäter. 

<< Die offensichtlich also eh schon 
schlampige Buchführung kombiniert mit der 
anonymen Rückgabe vereitelt die Möglich-

keit, irgendjemanden außer Kreitmayr selbst, 
für dieses - nett gesagte - Durcheinander zur 

Verantwortung zu ziehen. >> 
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Was tut die Bundeswehr im 
Ausland? 

Sie widmet sich ihren „Friedens- und 
Stabilitätseinsätzen“. Der jetzt mit 
diesem Sommer beendete Einsatz in 
Afghanistan dauerte knapp 20 Jahre 
und führte zwar dazu, dass der 
Innenminister Horst Seehofer das 
Land nun als sicheres Herkunftsland 
deklariert – was dramatische Auswir-
kungen für die Menschen hat, die 
seit vergangenem Dezember wieder 
dorthin abgeschoben werden.  

Die Bundeswehr tarnt ihre Auslands-
einsätze unter dem Deckmantel von 
Friedens- und Demokratie-
etablierung. In Mali wurde ihr Ein-
satz unlängst erst mit Personal und 
Material aufgestockt und verlängert. 
Auf die Frage, wie man gedenke die 
Region zu stabilisieren und be-
frieden, antwortete Annegret Kramp-
Karrenbauer, das brauche Zeit. Was 
Zeit ausrichtet in diesen Einsätzen 
zeigte der Afghanistan-Einsatz schon 
sehr gut. Nebenbei führt die französi-

sche Armee in ihrem ehemaligen 
Kolonialstaat Mali auch einen Anti-
Terror-Einsatz. Diesen kann die Bun-
deswehr dann tatkräftig unter-
stützen mit Personal, Material und 
Luftbetankungen – ohne selbst mit 

einem echten Kampfeinsatz unange-
nehm aufzufallen. Das bezeichnet 
sich als „vernetzter Ansatz“ und ist 
weniger Image-schädlich.  

Was bleibt zu sagen? 

Weder die rechtsextremen 
Strukturen in den Einheiten noch 
das Verschleiern der eigentlichen In-

teressen von Auslandseinsätzen sind 
Einzel- oder Zufälle. Dahinter steckt 
ein System, das zwar von jeder Ver-
teidigungsministerin und jedem Ver-
teidigungsminister ein bisschen hin 
und her reformiert wurde, aber an 

dem sich nichts ändert. Und so 
kommt man zurück zum Anfang und 
fragt sich, ob eine „schnellere, wendi-
gere und entscheidungsfreudigere“ 
Bundeswehr überhaupt etwas erstre-
benswertes ist, oder ob wir nicht alle 
beruhigter sein könnten, wenn sie 
„langsam, träge und unentschlossen“ 
wäre. 

<< Nebenbei führt die französische Armee in 
ihrem ehemaligen Kolonialstaat Mali auch 

einen Anti-Terror-Einsatz. Diesen kann die 
Bundeswehr dann tatkräftig unterstützen 

mit Personal, Material und Luftbetankungen 
– ohne selbst mit einem echten Kampfeinsatz 

unangenehm aufzufallen.  >> 
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D as sonst eher unauffällige Wirken des deutschen Bundesverfassungsgerichts sorgte 
jüngst zweimal für Aufsehen. Am 15. April wurde der Berliner Mietendeckel gekippt: 
Diese Begrenzung der Mieten sei nicht verfassungskonform. Diese Entscheidung ver-
schaffte den Miethaien viel Befriedigung und wurde schnell durchgesetzt: Die Mieten 

wurden erhöht und viele Berliner:innen müssen sogar Mieten nachzahlen! Zwei Wochen später 
erklärte dasselbe Gericht, das Klimaschutzgesetz sei „mit Grundrechten unvereinbar“. Auch wenn 
die Regierung schnell ein neues Gesetz nachlegte, wird diese Entscheidung keine großen 
Auswirkungen haben. 

Der Tagesspiegel sprach von einem 
„historischen Urteil“, Greenpeace 
nannte es „sensationell". Laut 
Aktivist:innen der Klimabewegung 
könnte das neue Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts für kommende 
Klima-Klagen wegweisend sein, sei 
es nun Staaten oder Unternehmen 
betreffend. Das gäbe eine ganz neue 
Grundlage. 

Das Gericht stellte fest, dass die 
Maßnahmen zur Eindämmung des 
CO2-Ausstoßes zu langsam seien und 
man müsse die zukünftigen Genera-
tionen vor späteren und dann 

härteren Entscheidungen schützen. 
Die ganze Argumentation beruht da-
rauf, die Gesellschaft in verschiedene 
Generationen zu teilen, deren Inte-
ressen unterschiedlich und ggf. ent-
gegengesetzt seien. Mag dieses Phä-
nomen in der Klimadebatte auch 
eine Rolle spielen, so müssen wir 
aber feststellen, dass ein solches Her-
angehen die Gegensätze und Wider-
sprüche innerhalb der einzelnen Ge-
nerationen und damit in der ge-

samten Gesellschaft verschleiert. 
Nehmen wir das Beispiel des schon 
lange überfälligen Kohlestopps in 
Deutschland: Die Regierung ver-
schiebt den Ausstieg nicht deshalb, 
weil die ältere Generation lieber 
Kohle verbrennt als erneuerbare 
Energie zu entwickeln, sondern weil 
die Großindustrie (von den Energie-
konzernen ganz zu schweigen) ihre 
Maximalprofite nur schaffen kann, 
wenn ihr die jeweils billigste Ener-
giequelle zu Verfügung steht. Eine 
schnelle Entwicklung der erneuer-
baren Energie ist für sie nicht 
rentabel. 

Zukunft: wessen Zukunft? 

Auch mit der alten umwelt-
schädlichen Produktion bewahrt die 
Regierung doch die Zukunft der jun-
gen Generation … genauer gesagt, der 
oberen 1 % dieser Generation: Sie 
schützt die Zukunft des Nach-
wuchses der Großindustriellen, die 
der drohenden Klimakatastrophe 
zum Trotz das Kapital unangetastet 
erben wird! 

Das Bundesverfassungsgericht 
spricht von zu schützender 
„Freiheit“. Laut Gerichtsurteil sei 
„praktisch jegliche Freiheit poten-
ziell betroffen, weil noch nahezu alle 
Bereiche menschlichen Lebens mit 
der Emission von Treibhausgasen 
verbunden und damit nach 2030 von 
drastischen Einschränkungen be-
droht sind". Doch ist das eine abs-
trakte idealistische Vorstellung von 
einer individuellen Freiheit, die 
völlig losgelöst ist von der Realität 
der Klassengesellschaft. Das ist kein 
Zufall: Die Urteilsbegründung ver-
steckt, worin der wirkliche Brems-
klotz besteht, der jeglichen Umwelt-
schutz behindert: nämlich ein 
schonungsloses Profitsystem. 

Das wirkliche Problem der Um-
stellung der Industrie bleibt bei 
diesem Urteil außen vor. Stattdessen 
wird die Idee betont, dass „wir alle“ 
uns zugunsten der Umwelt ein-
schränken müssen. Solche Argumen-
tationen bereiten der Regierungs-
politik den Boden, uns alle den 
Klimaschutz bezahlen zu lassen 
(zum Beispiel durch eine CO2-
Bepreisung). 

Nicht zufällig wurde das Urteil von 
allen Regierungsparteien begrüßt. Es 
enthält nämlich keine bezifferten 
Verpflichtungen, aber es erlaubt eine 

<< Auch mit der alten umweltschädlichen 
Produktion bewahrt die Regierung doch die 

Zukunft der jungen Generation … genauer 
gesagt, der oberen 1 % dieser Generation ... >> 
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bestimmte Politik zu beschleunigen, 
über die sich alle einig sind. 

ɖI want you to panic!ɗ 

Das Urteil ist aber auch ein Sieg aller 
jungen Aktivist:innen, die seit Jahren 
auf den Klimanotstand aufmerksam 
machen. Mit der Entscheidung 
schließt die höchste juristische In-
stanz des Landes endgültig die 
Klappe der Klimaleugner:innen. 

Doch die sind schon lange nicht 
mehr das Problem. Die Gefahr 
kommt viel mehr von all den Par-
teien, die behaupten das Problem 
lösen zu wollen, ohne anderes zu 
berücksichtigen als die Fortsetzung 
der kapitalistischen Gewinne. 

Diese Politik wurde Anfang Mai beim 
„Petersberger Klimadialog“ vor etwa 
40 Fachminister:innen aus aller Welt 
besonders zynisch von Merkel vorge-
bracht, indem sie eine 
„internationale Solidarität“ zu-
gunsten des Klimas forderte. Das 

reiche Deutschland wird tatsächlich 
2045 klimaneutral. Viel zu spät. Was 
aber Merkel wichtig ist, ist schon 
jetzt auf eine weltweit einheitliche 
CO2-Bepreisung zu drängen. Deu-
tschland hat nämlich angefangen, 
neue Technologien in dem Bereich 
zu entwickeln, für die ein Weltmarkt 

geschaffen werden soll. 

Genau wie sie während der 
Coronakrise die Extraprofite der 
deutschen Pharmaindustrie ver-
teidigte, sieht Merkel bei der 
„Unterstützung“ ärmerer Staaten bei 
der Anpassung an den Klimawandel 

eine Chance für die deutschen Unter-
nehmen. Mit solchen miesen Berech-
nungen, sowie mit all den „Anreizen“, 
die den Unternehmen geschenkt 
werden sollen, damit sie endlich 
grüner werden, haben wir nichts zu 
tun.  

Die weltweite Klimakatastrophe 
kann nur durch Klimagerechtigkeit 
aufgehalten werden, die wir inter-
national erkämpfen. Verbündete 
haben wir in der ganzen Welt. 

<< Was aber Merkel wichtig ist, ist schon 
jetzt auf eine weltweit einheitliche CO2-
Bepreisung zu drängen. Deutschland hat 

nämlich angefangen, neue Technologien in 
dem Bereich zu entwickeln, für die ein 
Weltmarkt geschaffen werden soll. >> 

Menschenkette in Berlin am 12.5 

Das Ziel der Bundesregierung, 2045 klimaneutral zu werden, ist noch viel zu spät! 
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W ährend der Corona-Pandemie wurde deutlich, wie wichtig und auch wie über-
fordert das deutsche Gesundheitswesen ist. Personalmangel, schlechte Arbeits-
bedingungen, Investitionsstau – dies sind jedoch keine Probleme, die erst mit dem 
Virus auftauchten, sondern diese existieren schon viele Jahre. Aktuell wird die 

Diskussion über den Abbau von Krankenhauskapazitäten neu entfacht, der angeblich alle Prob-
leme des Personalmangels und die Unterfinanzierung des Gesundheitswesens lösen könne. 

Kliniksterben – nichts Neues 

Allein im Jahr 2020 wurden 21 
Krankenhäuser in Deutschland ge-
schlossen. Weitere 30 Häuser stehen 
vor dem Aus. Während es kurz nach 
der Wiedervereinigung 1991 noch 
2411 Kliniken im Land gab, waren es 
2019 nur noch 19141. Diese Politik 
wird von diversen Studien, heraus-
gegeben z. B. von der Akademie der 
Wissenschaften Leopoldina oder der 

Bertelsmann-Stiftung, unterstützt. 
Basierend auf den verwendeten 
Modellen soll es möglich sein, eine 
ausreichende Gesundheits-
versorgung mit nur 330 bzw. 600 
Krankenhäusern deutschlandweit zu 
erbringen. Die Schließungen sollen 
eine Verbesserung der Qualität der 
medizinischen Versorgung und eine 
Behebung des Pflegenotstandes mit 
sich bringen. Als Paradebeispiel 
dafür gilt Dänemark. In dem Land 

mit rund 6 Mio. Einwohner:innen 
gab es in den 1990er Jahren ca. 100 
Krankenhäuser – heute sind es nur 
noch 18 riesige Klinikzentren.  

Behebung Pflegenotstand 

Die Studien gehen davon aus, dass 
mit der Schließung kleiner Kliniken 
(weniger als 200 Betten) ca. 52.000 
Pflegekräfte frei werden, welche 
dann den restlichen Kliniken zur 
Verfügung stehen würden. Doch 
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Prognosen gehen von 100.000 bis 
500.000 unbesetzten Pflegestellen in 
2030 aus. Eine Umfrage der Gewerk-
schaft verdi stellte fest, dass schon 
2018 über 80.000 Pflegekräfte allein 
in Krankenhäusern fehlten. Personal-
mangel wird daher nicht mit Schlie-

ßungen und Zentralisierung der 
Gesundheitsversorgung beseitigt. 
Hauptursache für den Pflege-
notstand sind die schlechten Arbeits-
bedingungen. Laut Bundesagentur 
für Arbeit bleiben Pflegende durch-
schnittlich 7,5 Jahre im Beruf. Ein 
Drittel der deutschen Pflegekräfte 
gilt als Burn-out gefährdet2.  

Verbesserung der Qualität der 
medizinischen Versorgung 

Große Kliniken könnten eine 24/7 
Versorgung gewährleisten, wären 
kosteneffizienter und hätten eine 
adäquate medizinisch-technische 
Ausstattung. Die ländliche Notfall-
versorgung würde über ambulante 
Dienste geregelt. Der Vorstand der 
„Deutschen Stiftung Patienten-
schutz“ Eugen Brysch sieht das 
anders: „In Zeiten des demografi-
schen Wandels gebe es immer mehr 
Patient:innen, die keine Maximal-
therapie3 benötigen“. Sondern die 
Erreichbarkeit sei bei vielen, vor 
allem älteren, Menschen ausschlag-
gebend für die Klinikwahl. Bei ver-
stärktem Abbau könnten dann ver-
mehrt Fälle auftreten wie z. B. im 
April 2021 auf der Insel Sylt. Eine 
junge Frau hat ihr Kind auf einem 
Seenotkreuzer zur Welt bringen 
müssen – da es keine Geburtsklinik 
auf der Insel mehr gab4. Und für alle, 

die sich an die Einführung der DRGs 
(diagnosisbezogene Fallpauschalen) 
erinnern – auch hier wurde gesagt, 
dass dies die Qualität der medi-
zinischen Versorgung und der Pflege 
erhöhen soll. Doch tatsächlich wurde 
die Pflege dadurch ökonomisiert und 

Patient:innen zur Profitmaschine de-
gradiert (mehr dazu findet ihr auf 
www.krankenhaus-statt-fabrik.de). 

Und Dänemark? 

Während der dortigen Gesundheits-
reform wurde das größte dänische 
Universitätskrankenhaus Aarhus ge-
baut – mit 1150 Betten, um die 
10.000 Mitarbeiter:innen und mehr 
als 80.000 Operationen im Jahr. 
Dabei sind die Baukosten dieses 
Mammutprojektes explodiert. Folge: 
Kündigungen wurden beschlossen, 
um das Sparziel zu erreichen. Ein 
dänischer Regionalpolitiker sagte 
dazu (2019): „Der Regionalrat ist sehr 
besorgt […]. Wir fragen uns, ob wir die 
Anzahl der Patienten bewältigen 
können, ob das Personal ordentliche 
Arbeitsbedingungen hat und ob wir 
alle Spezialabteilungen halten 
können.“ 5 Zusätzlich sind Dänemark 
und Deutschland auch nur scheinbar 
vergleichbar. Fast 20 % der 
Dän:innen leben in der Region 
Kopenhagen und haben direkten Zu-
griff auf die Gesundheits-
infrastruktur. Für alle Dän:innen, die 
im ländlichen Raum oder sogar auf 
Inseln wohnen, gibt es ein gut ausge-
bautes Netz an „Inseldoktor:innen“, 
sowie Rettungsschiffe und Heli-
kopter für einen schnellen Transport. 
In Deutschland allein leben schon 7 

Mio. Menschen in Orten mit weniger 
als 2000 Einwohner:innen. Viele 
haben Glück, wenn überhaupt ein 
Bus im Ort hält. Doch was Dänemark 
gut zeigt ist, dass hochwertige medi-
zinische Versorgung kostet und 
finanziert werden muss, sowie dass 
die Erreichbarkeit eine große Rolle 
spielt. Auch werden die Arbeits-
bedingungen für das Personal eher 
schlechter, als besser. 

Das System ist das eigentliche 
Problem 

Natürlich ist die Daseinsvorsorge 
komplex und regional abhängig, doch 
Krankenhausschließungen und Zent-
ralisierung scheinen in dieser Form 
nicht der richtige Weg zu sein. Denn 
solange Krankenhäuser gewinn-
orientiert arbeiten sollen und Pflege 
Profite abwerfen muss – solange 
werden die Probleme im Gesund-
heitssektor bestehen bleiben – für 
Personal und Patient:innen. Was auf 
alle Fälle hilft sind bessere Arbeitsbe-
dingungen, höhere Bezahlung und 
eine ausreichende Finanzierung der 
Häuser! 

Referenzen 

1 https://www.berliner-zeitung.de/ge 
sundheit-oekologie/kliniken-werden-
geschlossen-obwohl-das-
gesundheitssystem-vor-dem-kollaps-
steht-li.132283 

2 https://www.laekh.de/heftarchiv/aus 
gabe/artikel/2020/september-2020/
krankenhausschliessungen-eine-
deutsche-diskussion-inmitten-der-
pandemie  

3 Maximaltherapie ist die maximale Aus-
schöpfung aller medizinischen Möglich-
keiten 

4 https://www.sylt-tv.com/baby-bosse-
kommt-auf-sylter-seenotkreuzer-pidder-
lueng-zur-welt.html 

5 https://www.deutschlandfunkkultur. 
de/gesundheitsversorgung-ist-
daenemarks-krankenhauspolitik-
ein.976.de.html?dram:article_id=458420 

<< Hauptursache für den Pflegenotstand sind 
die schlechten Arbeitsbedingungen. Laut 

Bundesagentur für Arbeit bleiben Pflegende 
durchschnittlich 7,5 Jahre im Beruf. Ein 

Drittel der deutschen Pflegekräfte gilt als 
Burn-out gefährdet.  >> 
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V or kurzem begann ich, befristet für die Dauer von vier Wochen, zum Zwecke von Revisi-
onsarbeitens1, in einem agrochemischen Betrieb, als Schlosser zu arbeiten. Die Arbeit 
sollte in einem zwei Schicht Modell (5-13h/13-21h) verrichtet werden. Gearbeitet wird 
in Teams zu zwei bis drei Arbeiter:innen. 

Knien, Klettern, Schleppen 

Hauptbereich der Tätigkeit ist das 
Erneuern von Verschleißteilen bzw. 
das Instandsetzen von Produktions-
maschinen und Fördereinheiten. Die 
Arbeit gestaltet sich teils sehr 
schwierig und kraftintensiv da viel 
geklettert, gekniet und auch im 
Liegen, unter den Maschinen ge-
schraubt, geflext oder auch ge-
schweißt wird. Oft muss man sich 
die Maschinen erst freischaufeln, da 
sie meterhoch mit Material, Staub 
und Dreck bedeckt sind.  

Auch große Höhen sind zu über-
winden. Stufen sind allgegenwärtig 
und der Transport der Werkzeuge 
beansprucht sehr viel Zeit, Kraft und 
auch Nerven. Die größte Produkti-
onshalle ist ca. 40 bis 50 m hoch und 
unterteilt sich in in vier bis fünf 
Hauptebenen. 

Staub, Dreck und Staub 

Ein ständiger Begleiter ist der Dreck. 
Ein Nebel aus Staub, bestehend aus 
den verschiedensten Chemikalien, 
großteils Phosphate, aber auch 
Schwefelsäure umgibt einen 
permanent, auch wenn die 
Maschinen im Stillstand sind. Über 
die Umweltbelastung kann ich keine 
genauen Daten vorlegen, wenn man 
jedoch die zig toten Tauben auf dem 
Werksgelände, das täglich gesäubert 
wird, sieht, bekommt man schon 
eine Ahnung, dass es mit Sicherheit 

nicht gesund ist. Ich glaube man 
muss kein Arzt sein, um zu wissen, 
dass das nicht gesund sein kann. Es 
werden den Arbeiter:innen zwar 
Staubmasken zu Verfügung gestellt, 
diese behindern teils aber die Kom-
munikation und sind unangenehm  

zu tragen. Im Hochsommer, wenn es 
laut den Beschäftigten auch an die 
55°C in der Halle geht, sind die 
Masken dann verständlicherweise 
nicht tragbar. 

30 Minuten vor Dienstschluss, darf 
man duschen gehen. Dieses Plus 
wird jedes Jahr neu vom Betriebsrat 
ausverhandelt. 

Mickrige Löhne, Druck und Leih-
personal 

Beschwert wird sich über das Lager-
wesen, die Werkzeuge und über die 
neue Werksleitung, welche die Pro-
duktivität mit allen Mitteln erhöhen 
möchte. Viele Kolleg:innen kommen 
– zum Wohle der Bilanz – über Leih-
firmen. Übernommen wollen die 
Meisten nicht werden, da sie den 
Verlust des Referenzzuschlages be-

klagen und dann unterm Strich ein 
sehr bescheidener Lohn bleibt. Für 
40h/Woche sprechen wir hier von ca. 
1800/1900 Euro netto. Also mit Zu-
schlägen (Schmutz, Schicht...) und 
dem Referenzzuschlag für Leasing-
personal. 

Es gab in der Pandemie auch über 
einen längeren Zeitraum Kurzarbeit, 
in welcher, laut dem produ-
zierendem Personal, mehr herge-
stellt wurde als in früheren Jahren. 
Die Werksleitung wird’s freuen. 

Für mich hat sich ein Engagement 
über die vier Wochen hinaus erle-
digt. Für die Kohle zu den Bedin-
gungen?  Ein staubtrockenes NEIN 
zu den Profite der Chefs. 

 

1 Sind Arbeitsschritte, die nur im 
Stillstand der Anlage durchgeführt 
werden können, um den ordnungs-
gemäßen Zustand zu überprüfen 
oder wiederherzustellen.  

<< […] wenn man jedoch die zig toten 
Tauben auf dem Werksgelände, das täglich 
gesäubert wird, sieht, bekommt man schon 
eine Ahnung, dass es mit Sicherheit nicht 

gesund ist. >> 
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Nach vielem Reden und Pokern und 
viel Zeit hat die Deutsche Bahn ein 
sogenanntes Angebot auf den Tisch 
gepackt: dieses Jahr keine Lohner-
höhung, 1,5 % mehr Lohn zum 
1.1.2022, mindestens bis Februar 
2023 auch keine weitere Erhöhung, 
auch keine Coronaprämie, dafür aber 
einen Kündigungsschutz und das 
Versprechen, Personal einzustellen. 
Als „Gegenfinanzierung“ mehr Flexi-
bilität bei den Schichtplanungen zu-
gunsten der DB und Kürzung bei der 
betrieblichen Altersversorgung 
(Zusatzrente). Begleitet wird das mit 
Erklärvideos und Aushängen: das 
Angebot würde „in unsere Zeit 
passen“, eine Zeit, „wo wir sehr große 
Corona-Schäden haben, die es soli-
darisch zu bewältigen gilt“. Die DB 
agiert wie alle Unternehmen. 

Diese Lohnerhöhung, die angesichts 
der Inflation einen Reallohnverlust 
darstellen würde, ist exakt das, was 
die DB der anderen (deutlich 
größeren) Gewerkschaft EVG bereits 
letztes Jahr angeboten, und was für 
viel Wut bei den Bahnerinnen und 
Bahnern gesorgt hatte. 

Der GDL-Chef Weselsky hat dieses 
sog. Angebot gleich in einer Presse-
konferenz abgelehnt. Die Diskussion, 
wann es mit Streiks losgeht, hat 
neuen Schwung bekommen. Aber am 
Pfingstmontag hat die GDL einen 
neuen Vorschlag gemacht, in dem sie 
einiges von ihren Forderungen zu-
rücknimmt, was die DB prompt 
öffentlich und höhnisch kommen-

tierte. Die nächste Verhandlungs-
runde ist am 7. Juni. Noch eine 
mehr ... 

Seit vielen Monaten ist die Rede 
von Streiks. Wird es Streiks geben? 

Bislang hat die GDL-Spitze nicht da-
rauf gesetzt, die Tausenden 
Mitglieder, geschweige denn die  viel 
größere Zahl an Bahnbeschäftigten 
im Konzern zu mobilisieren. Glauben 
die Verhandlungsleute der GDL 
ernsthaft, eine handvoll Leute mit 
großer Klappe könnten die Bahn be-
zwingen? Ausgeschlossen. 

Die DB agiert wie alle Unternehmen. 
Streik ist das Einzige, was die Groß-
mäuler im Vorstand und der Politik 
nervös machen und zum Rückzug 
zwingen könnte. Je breiter der Streik, 
je mehr Bahnbereiche dabei sind, 
egal ob oder in welcher Gewerkschaft 
man ist, umso größer der Druck auf 
den Vorstand. Was anderes gibt es 
nicht. 

Es gibt Gewerkschaftsaktivist:innen 
vor Ort, die es (oft in ihrer Freizeit) in 
die Hand nehmen, die Dinge zu tun, 
die nötig sind, um einen Streik 
vorzubereiten: Kolleginnen und 
Kollegen zusammenbringen und 
organisieren, Streiklokal und Streik-
versammlung organisieren, raus-
kriegen, wie man eine Demo 
anmeldet ... Streiks sind nur so stark, 
wie die Menschen, die sie 
organisieren und tragen. 

Mehr zur Deutschen Bahn findet ihr 
auf unserer Website sowie in 
früheren Ausgaben der AURORA. 

www.zugfunke.sozialismus.click 

A m Montag, 17. Mai, fand die dritte Verhandlungsrunde zwischen der Deutschen Bahn 
und dem Verhandlungsteam der GDL (Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer) in 
Berlin statt. Das war das xte Gespräch seit im letztem Jahr die Verhandlungen                   
begannen. 
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Polnische Kriegsgefangene exekutiert durch Soldaten 
des Infanterie-Regiment. 09.September 1939  

R assistische Polizeigewalt, Repression gegen linke Strukturen, Morde und Todesfälle in 
Polizeigewahrsam, Aufbau rechter Organisationen durch den Verfassungsschutz, 
Auflösung genehmigter Demonstrationen - all das zeigt uns Tag für Tag, dass es sich 
bei Polizeigewalt nicht um Einzelfälle handelt, sondern um ein strukturelles Problem. 

Die Polizei ist eines der Hauptwerkzeuge zur Gewaltausübung der Staatsmacht und dient der 
Unterdrückung der Arbeiter:innenklasse und Marginalisierten und ist ein wichtiger Teil der 
Klassenherrschaft. Daran ändert auch eine rot-rot-grüne Regierung, wie sie in Berlin existiert, 
nichts, was die Ereignisse am 1. Mai bestens zeigen.  

1. Der 1. Mai in Berlin – oder wie die 
Staatsmacht auf [die] Grundrechte 
scheißt 
Zur „revolutionären 1.Mai Demo“ ver-
sammelten sich am Abend in Berlin 
rund 25.000 Menschen. Durch die 
Presse gingen am Ende vor allem die 
Bilder einer brennenden Mülltonne 
und die Schlagzeilen waren voll von 
[angeblichen] Gewaltexzessen. Doch 
einmal von vorn. Um 17:00 Uhr be-
gann am Hermannplatz die Auftakt-
kundgebung. Obwohl mit vielen 
Menschen zu rechnen war, war der 
von der Polizei abgesperrte Sammel-
platz viel zu klein, so dass die Sicher-
heitsabstände von den Demonstrie-
renden nicht eingehalten werden 

konnten. Dies und das angebliche 
Nichttragen von Masken nutzte die 
Polizei später als Vorwände in die 
Demonstration einzudringen und 
diese aufzulösen. Allerdings berich-
tete [sogar] der Fernsehsender RBB 
am selben Abend, dass 99 Prozent 
der Leute Masken trugen und wer 
mal in die Mannschaftswagen der 

Polizei hineingeschaut hat, hat den 
ein oder anderen „Nasenbären“ er-
blickt. Von Anfang an zeigte die Poli-
zei wenig Bereitschaft die Demonst-
ration an ihren Zielort zu geleiten. 
Kurz nach 20:30 Uhr wurde der 
Frontblock, der vor allem aus jungen, 
überwiegend weiblichen Mi-
grant:innen bestand, ohne Vorwar-
nung oder ersichtlichen Grund von 
der Polizei angegriffen. Die Demo-
leitung versuchte sofort die Verbin-
dungsbeamten der Polizei zu kontak-
tieren, die aber zu diesem Zeitpunkt 
bereits alle spurlos verschwunden 
waren, was in den vielen Jahren 
zuvor noch nie passiert war. Später 
behauptete die Polizei, dass die 

Demoleitung von Demons-
trant:innen angegriffen worden sind. 
Die Demoleitung erfuhr erst aus der 
Presse, dass sie angegriffen worden 
sei – denn dieser Angriff hat nie 
stattgefunden. Alle Gründe, die die 
Polizei zur Legitimation heran-
gezogen hat, entbehren somit jeder 
Grundlage. Dies ist nur einer von 

vielen Vorfällen die es am 1. Mai ge-
geben hat und zeigen, dass weder 
Polizei noch Politik kämpferische 
Proteste dulden. 

2. Polizei in Essen – Wasserwerfer 
für Linke, Pinkelpause für Nazis 

In Nordrhein-Westfalen hatten 
Nazis von NPD und der Partei „Die 
Rechte“ zu einer Kundgebungstour 
von Dortmund nach Düsseldorf mit 
einem Demoschwerpunkt in Essen 
aufgerufen. Der Gegenprotest des 
Bündnisses „Essen stellt sich 
quer“ (ESSQ) wurde von der Polizei 
von Anfang an erschwert und 
während die Polizei die Nazis in 
einer Wache entlang der Route aufs 
Klo gehen ließ, um „Druck 
abzulassen“ wurde wie in Berlin der 
Gegenprotest über längere Zeit so 
eingepfercht, dass das Teilnehmende 
das Versammlungsgelände nicht 
mehr verlassen konnten. Zudem 
wurden – neben der Oberleitung der 
Straßenbahn – vor friedlichen 
Gegendemonstrant:innen ein 
Wasserwerfer aufgefahren und 
Sitzblockaden grob geräumt. Als im 
Umfeld der Demo zwei migrantische 
Gegendemonstrant:innen von einem 
Nazi brutal körperlich angegriffen 
wurden, mussten diese erfahren, wie 
die Essener Polizei versuchte, den 
Angegriffenen die Schuld zuzu-
weisen. 

<< Die Polizei ist eines der Hauptwerkzeuge 
zur Gewaltausübung der Staatsmacht und 

dient der Unterdrückung der Arbei-
ter:innenklasse und Marginalisierten und ist 
ein wichtiger Teil der Klassenherrschaft. >> 



Seite | 13 

 

Es ist all dies aber nichts neues. So 
war Essen einer der Orte, in denen 
im Herbst 2020 rechte Chatgruppen 
in der Polizei aufflogen und wo es 
immer wieder zu krassen Übergriffen 
vor allem gegen Menschen mit Mig-
rationshintergrund kommt, bei 
denen auch zwei Menschen von der 
Essener Polizei erschossen wurden:  
2017 wurde Mikael Haile in seinem 
Hausflur ermordet und 2019 
erschoss ein Polizeibeamter Adel B., 
der selbst die Polizei gerufen hatte, 
weil er psychologische Hilfe brauch-
te.  

Der Polizeipräsident will auch weiter 
keinen Rassismus und kein 
Naziproblem bei seinen                       
Beamt:innen sehen. 

Am 5. Juni um 13 Uhr findet in Essen 
eine landesweite Protest-
demonstration gegen Polizeigewalt 
und Rassismus statt. http://
www.antirassismus-telefon.de/
veranstaltung/polizei-nrw-wie-viele-
einzelfaelle-braucht-es-fuer-ein-
rechtes-netzwerk/ 

3. Düsseldorf: Nazis im Untergrund 

Nach ihrem durch die Gegenproteste 
deutlich behinderten Aufmarsch in 
Essen kamen ca. 100 Nazis am 
Ersten Mai nach Düsseldorf. Um die 
am Bahnhof versammelten Gegen-
demonstrant:innen zu umlaufen, 
organisierte die Düsseldorfer Polizei 
einen U-Bahn-Sonderzug, um die 
Nazis ins Stadtzentrum zu befördern. 

Gegendemonstrant*innen wurden 
auf dem Weg in die Innenstadt von 
Polizeibeamt:innen gestoßen und 
gerempelt. Viele wurden an die 
Wand gestellt, untersucht und er-
hielten dann Platzverweise. Obwohl 
ein Gegenprotest organisiert werden 
konnte, hätten die Nazis ohne die 
tatkräftige Hilfe der Polizei in 
Düsseldorf nicht laufen können.   

4. Polizeigewalt auch in Wien 

Auch in Wien zeigte die Polizei am 1. 
Mai 2021 ihre prügelnde Seite. Die 
Abschlusskundgebung der anti-
kapitalistischen Mayday Demo 
wurde von der Polizei mit Schlag-
stöcken und Pfefferspray angegriffen, 
mehrere Personen wurden verletzt 
und teilweise brutal festgenommen. 
Offizieller Grund für die Ausschrei-

tungen der Polizei gegen Demonst-
rierende war ein Bannerdrop. Eigent-
licher Auslöser war der Pfeffer-
sprayeinsatz eines wie sich später 
herausstellte Zivilpolizisten, der sich 
zuvor an einer rechten Anticorona-
demo beteiligt hatte. Der Polzei-
einsatz wurde von mehreren Seiten 
als unverhältnismäßig und eskalativ 
bewertet. 

<<  Dies ist nur einer von vielen Vorfällen die 

es am 1. Mai gegeben hat und zeigen, dass 

weder Polizei noch Politik kämpferische 

Proteste dulden. >> 
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D ie neuerliche Bombardierung Gazas ist leider nur eine weitere blutige Episode im seit 
Jahrzehnten andauernden Nahostkonflikt um Israel und Palästina – so kostete der 
Gazakrieg 2014 über 1.800 Palästinenser:innen das Leben. Und im Laufe der Jahre 
scheint jede Lösung in immer weitere Ferne zu rücken. Seit den Osloer Verträgen 1993 

wird von der internationalen Diplomatie eine „Zwei-Staaten-Lösung“ versprochen und beschworen, 
die durch Israels Siedlungspolitik aber schon lange eine Farce ist. Wir müssen die Geschichte des 
Staates Israels betrachten, um zu verstehen in welche Sackgassen dieser Staat und die ihn unter-
stützenden Großmächte die Bevölkerungen im Nahen Osten gebracht haben – und zwar nicht nur 
die palästinensische, sondern auch die jüdische. 

In Deutschland und Österreich ge-
hört es zur „Staatsräson“ das 
„Existenzrecht Israels“ zu vertei-
digen. Und Anti-Zionismus, also 
Kritik an der zionistischen Ideologie 
und Verfasstheit dieses Staates, wird 
mit Antisemitismus gleichgesetzt. 

Was ist der Zionismus? 

Dabei wird oft so getan, als sei Zio-
nismus einfach der Anspruch, dass 
auch Jüd:innen das Anrecht auf 
einen Staat haben, in dem sie frei 
und in Frieden leben können. Ge-
schützt vor dem Antisemitismus, 
dem sie so oft in der Geschichte zum 
Opfer gefallen sind, am schreck-
lichsten natürlich bei der systemati-
schen physischen Vernichtung 
durch den deutschen National-
sozialismus. 

Doch der Zionismus war und ist 
etwas anderes: Nämlich das Ende 
des 19. Jahrhunderts entstandene 
Projekt, einen solchen Staat als rein 
jüdischen Staat auf palästinen-
sischem Gebiet zu schaffen, ohne 
Rücksicht auf die arabische Bevöl-
kerung, die dort seit Jahrhunderten 
lebte. 

Das ließ sich nur durchsetzen durch 
massenhafte Vertreibung der ara-
bischen Bevölkerung Palästinas und 
nur durch einen quasi permanenten 
Kriegszustand gegenüber der arabi-

schen Bevölkerung und der ge-
samten arabischen Welt. Und so ist 
Israel zur durchmilitarisiertesten 
Gesellschaft der Welt geworden. Also 
das genaue Gegenteil eines Ortes, wo 
Jüd:innen in Frieden leben können! 

Die vergiftete Unterstützung des 
Imperialismus 

Der Zionismus war ein koloniales 
Projekt, das von Anfang an auf die 
Unterstützung der imperialistischen 
Großmächte angewiesen war. Vor 
dem Hintergrund des Ölreichtums 
im Nahen Osten ist Israel ihr treuer 
Verbündeter im zynischen geopoliti-
schen Poker. Noch vor der Staats-
gründung Israels 1948 förderte die 
Kolonialmacht Großbritannien die 
jüdischen Siedlungsprojekte als Ge-
gengewicht zum antikolonialen ara-
bischen Widerstand. Zugleich spielte 
England aber auch immer wieder 
Jüd:innen und Araber:innen gegen-
einander aus, um die eigene Herr-
schaft zu stabilisieren. 

Nach dem Niedergang des britischen 
Kolonialreichs und dem Aufstieg der 

USA zur Supermacht haben diese die 
Rolle des Geldgebers und Be-
schützers übernommen. Die USA 
pumpen jedes Jahr 3,8 Mrd. Dollar in 
Israels Militär. 

Jahrzehntelange Diskriminierung 
der Palästinenser:innen 

Palästinenser:innen machen etwa 
21% der Bevölkerung in Israel aus, 
dazu kommen etwa 4,6 Millionen in 
den palästinensischen Gebieten 
Gaza und Westjordanland. Die Orga-
nisation „Human Rights Watch“ 
spricht dieses Jahr erstmals offen 
von „Apartheid und Vertreibung“ 
durch die israelischen Behörden.  

Netanjahu verfolgt noch unver-
hohlener als seine Vorgänger eine 
Expansionspolitik auf Kosten der  
palästinensischen Gebiete. 2018 
wurde der allein jüdische Charakter 
des Staates als „nationale Heimstätte 
des jüdischen Volkes“ in den Ver-
fassungsrang erhoben. Die in Israel 
selbst lebenden Araber:innen haben 
zwar das Wahlrecht, sind aber 

<< Und so ist Israel zur durchmilita-

risiertesten Gesellschaft der Welt geworden. 

Also das genaue Gegenteil eines Ortes, wo 

Jüd:innen in Frieden leben können! >> 
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Bürger:innen zweiter Klasse. Sie 
haben nicht dieselben Zivilrechte 
wie jüdische Israelis. Während diese 
ohne Probleme Baugenehmigungen 
bekommen und der israelische Staat 
den Bau jüdischer Wohnungen und 
Siedlungen in Ostjerusalem und im 
palästinensischen Westjordanland 
vorantreibt, werden palästinensische 
Häuser und Siedlungen zerstört, wird 
es für sie immer schwerer, einen 
neuen Wohnsitz anzumelden, von 
Baugenehmigungen ganz zu schwei-
gen. Palästinensische Viertel und 
Schulen in Israel erhalten einen 
Bruchteil der staatlichen Unter-
stützung, die jüdische erhalten. Israel 
kontrolliert faktisch die gesamte 
Wirtschaft und Infrastruktur in den 
sog. Palästinensischen Autonomie-
gebieten. Das Militärrecht erlaubt 
jede Einschränkung fundamentaler 
Rechte.  

Hamas und Fatah 

Die palästinensische Bevölkerung 
spürt nicht nur die Apartheid-Politik 
des israelischen Staates, sie spürt 
auch die drückenden Fesseln der 

beiden herrschenden politischen 
Gruppierungen in den sog. palästi-
nensischen Autonomiegebieten, die 
keinen Ausweg bieten. Die Fatah von 
Palästinenserpräsident Abbas 
herrscht seit einigen Jahren im West-
jordanland, und hat ihre prestige-
reichen Zeiten als kämpferische Or-
ganisation der PLO (Palästinensische 
Befreiungsbewegung) schon lange 
hinter sich. Sie repräsentiert eine 
korrupte Oberschicht, die sich mit 
Vetternwirtschaft und inter-
nationalen Hilfsgeldern bereichert. 
Die Hamas ist eine islamistische Or-
ganisation, die im Gazastreifen dikta-
torisch herrscht und fundamentale 
demokratische Rechte mit Füßen 
tritt. Sie wurde ursprünglich gezielt 
auch Israel gefördert, um die PLO 
und den palästinensischen Wider-
stand zu schwächen.  

Welche Perspektiven? 

Was ist nun mit dem vielbe-
schworenen Existenzrecht Israels? 
Selbstverständlich haben die rund 7 
Millionen Jüd:innen in Israel und Pa-
lästina ein Existenzrecht in dem 

Land, in dem sie leben. Die Wunsch-
vorstellung mancher reaktionärer 
arabischer Kreise, die Jüd:innen wie-
derum zu vertreiben, ist menschen-
verachtend. Aber der bestehende 
Staat Israel als zionistischer Staat, als 
alleiniger Staat „des jüdischen Vol-
kes“ ist Kern des Problems. Er ist ein 
Gefängnis. Schrecklich konkret als 
unterdrückerische Besatzungs- und 
Militärmacht gegenüber der palästi-
nensischen Bevölkerung im Westjor-
danland und dem Gazastreifen. Aber 
auch für die Jüd:innen ist Israel kein 
Hort der Sicherheit und des Friedens. 
Dieser Staat Israel muss überwunden 
werden. Eine friedliche Lösung wird 
es nur geben, wenn Jüd:innen und 
Palästinenser:innen in der Region 
volle Gleichberechtigung haben und 
beiden Seiten nationale Selbst-
bestimmung garantiert wird. Dafür 
ist eine revolutionäre Umgestaltung 
des gesamten Nahen Ostens nötig. 

Referenzen  
1 https://nachrichten.idw-online.de/ 

2020/12/03/globaler-militarisierungs-index-

2020-weltweite-militarisierungstrends-und-

was-sie-fuer-die-gesundheitssicherheit/  
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Polnische Kriegsgefangene exekutiert durch Soldaten 
des Infanterie-Regiment. 09.September 1939  

E lf Tage lang beschoss die Hamas vom Gaza-Streifen aus israelisches Gebiet und bombar-
dierte der israelische Staat den dichtbesiedelten Gaza-Streifen als Antwort. Ein Waffen-
stillstand wurde schließlich ausgehandelt. Doch eine Rückkehr zu einer Art 
„Normalität“ ist nicht möglich. Vergessen wir nicht, wie diese neue Runde schwerer     

Gewalt startete: mit außergewöhnlich starken Protesten von Palästinenser:innen in Ost-Jerusalem 
und anderen Städten. Was treibt sie an? 

Die Proteste einer neuen 
Generation Palästinenser:innen 

Vor Beginn der Bombardierungen 
haben Palästinenser:innen wochen-
lang gegen die Vertreibung palästi-
nensischer Familien aus Ost-
Jerusalem, vor allem dem Viertel 
Sheik Jarrah, protestiert.  

Ostjerusalem wurde 1967 von Israel 
besetzt. Viele palästinensische Fa-
milien, die schon lange in Ost-
Jerusalem leben, wurden ur-
sprünglich 1948 aus ihren Häusern 
vertrieben. Israelische Gesetze er-
lauben es jüdischen Familien und 
Organisationen, diese Wohnungen 
und Häuser für sich zu bean-
spruchen, wenn sie irgendwann ein-
mal jüdischen Bewohner:innen ge-
hört hatten.  

Für Palästinenser:innen gibt es 
andererseits kein Recht, in ihre alten 
Häuser zurückzukehren. Ein Gesetz 
mehr, dass die arabischen Familien 
in Israel diskriminiert. 
Palästinenser:innen haben zudem in 
Ost-Jerusalem nur einen unsicheren 
Aufenthaltsstatus, der jederzeit 
widerrufen werden kann. Der Plan 
der israelischen Regierung ist für 
ganz Jerusalem „eine solide jüdische 
Mehrheit in der Stadt aufrecht-
zuerhalten“. Die Vertreibung ist 
staatliche Politik. Die Proteste gegen 
die Vertreibungen breiteten sich von 

Ost-Jerusalem auf andere Städte in 
Israel und schließlich das 
Westjordanland aus. 

Polizei und Militär reagierten auf die 
Proteste mit Tränengas, Blend-
granaten und Gummigeschossen. 
Das ist die übliche Antwort des israe-
lischen Staates: Auf Proteste der Pa-
lästinenser:innen, die sich mit 
Steinen und Handyvideos 
„verteidigen“, folgt exzessive Gewalt. 

Als die israelische Polizei versuchte, 
den Zugang zum „Damaskustor“, 
dem Zugang zur Altstadt Jerusalems, 
zu versperren, protestierten junge 
Palästinenser:innen und kämpften 
mit der Polizei – während die Polizei 
gleichzeitig übrigens eine Demons-
tration rechtsradikaler jüdischer Ex-
tremisten passieren ließ, die mit 
Rufen „Tod den Arabern!“ durch die 
Straßen zogen. In den folgenden 
Tagen stürmte die Polizei mehrfach 
den Tempelberg und feuerte auf 
muslimische Betende; mehrfach war 
die Al Aqsa-Moschee Ziel von 
Attacken der Polizeikräfte. Hunderte 
palästinensische Jugendliche 
wurden verletzt. Die rechten jüdi-

schen Siedler:innen, die ihrerseits 
Palästinenser:innen attackierten, 
wurden von der Polizei toleriert. 

Dieser Aufstand der neuen jungen 
Generation von Palästinenser:innen 
innerhalb Israels ist nicht das Werk 
der Hamas oder der Fatah. Es ist eine 
Generation, die nichts anderes als 
Besatzung und Rassismus kennt und 
die Ereignisse in Sheikh Jarrah 
brachten das schon sehr volle Fass 
zum Überlaufen. Die Jugendlichen 
waren erfolgreich: Sie verhinderten 
die Blockade des „Damaskustors“ 
und erzwangen eine Verschiebung 
der Gerichtsentscheidung zur Ver-
treibung der Familien aus Ost-
Jerusalem. 

Rechte Hardliner spielen sich 
gegenseitig in die Hände auf Kos-
ten der Bevölkerungen 

Die Hamas stellte angesichts der 
starken Proteste der israelischen Re-
gierung ein Ultimatum. Sie hat eine 
Chance gesehen, die Proteste zu 
kapern und ihr eigenes Prestige zu 
erhöhen. Ein Ultimatum, das der is-
raelischen Regierung ins Kalkül 
passte. Die nach Ablauf des Ultima-

<< Der Plan der israelischen Regierung ist für 
ganz Jerusalem „eine solide jüdische Mehr-

heit in der Stadt aufrechtzuerhalten“. >> 
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tums beginnenden Raketen-
beschüsse aus Gaza waren die Gele-
genheit, wieder einmal Gaza zu bom-
bardieren, die gesamte palästinensi-
sche Bevölkerung zu bestrafen und 
eine Oppositionsregierung in Israel 
selbst zu verhindern.  

Denn die Regierung unter Netanjahu 
steckt ihrerseits in einer politischen 
Krise. Es gab monatelang Proteste 

von Israelis wegen der Korruption, 
der Corona-Maßnahmen, der 
Arbeitslosigkeit … Tausende 
verlangten den Rücktritt der 
Regierung. Mit den Bombardie-
rungen traten die palästinensischen 
Proteste in den Hintergrund und 

konnte Netanjahu leichter einen Teil 
der israelischen Bevölkerung hinter 
seiner menschenverachtenden 
Politik zusammenschweißen.  

Aber wer weiß für wie lange ... 

Dass die Palästinenser:innen nicht 
in Schockstarre verfallen sind, 
konnte man am 18. Mai, dem 9. Tag 
der Bombardierung Gazas sehen: Ein 
Streik der Palästinenser:innen in Is-
rael, Gaza und Westjordanland zeigte 
deren Stärke. 

Referenzen 

1 https://www.hrw.org/de/news/2021/ 
04/27/rechteverletzende-israelische-
politik-stellt-verbrechen-der-apartheid-
und  

2 https://www.theguardian.com/comm 
entisfree/2021/may/13/us-funds-make-
israels-bombardment-of-gaza-possible-
when-will-they-be-halted  

<< Die nach Ablauf des Ultimatums 
beginnenden Raketenbeschüsse aus Gaza 

waren die Gelegenheit, wieder einmal Gaza 
zu bombardieren, die gesamte palästinensi-

sche Bevölkerung zu bestrafen und eine 
Oppositionsregierung in Israel selbst zu 

verhindern.  >> 
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Für die palästinensische Seite ver-
sicherte er, sie könne sich auf „die 
humanitäre Unterstützung Deutsch-
lands“ verlassen. Alle Welt konnte 
verstehen: Israels Regierung darf 
Gaza in Schutt und Asche bomben, 
wir verteilen hinterher ein paar 
Almosen für den Wiederaufbau. 

Palästina-Solidarität  
antisemitisch?! 

Demgegenüber haben Hundert-
tausende weltweit und Zehn-
tausende in Deutschland gegen die 
israelische Politik protestiert, da-
runter auch linke jüdische Organisa-
tionen. Gegen die andauernde Be-
satzung und systematische Unter-
drückung der Palästinenser:innen 
genauso, wie gegen die israelische 
Bombardierung Gazas, die 20 mal so 
viel Todesopfer gefordert hat wie die 
Raketen der Hamas. 

Immer wieder wurden diese Proteste 
pauschal als antisemitisch ver-
unglimpft, obwohl die Großzahl der 
Demonstrant:innen nichts mit den 
wirklichen Antisemit:innen zu tun 
hat, die versuchen auch auf dem 
Nahostkonflikt ihr widerliches Süpp-
chen zu kochen. Antisemitisch ist 
die Gleichsetzung von Judentum mit 
der Unterdrückungspolitik des israe-
lischen Staates. Doch gerade das be-
fördern all diejenigen, die sich hinter 
Israel und seine Politik stellen, an-
geblich um den Antisemitismus zu 
bekämpfen. 

Österreich hisst Fahne Israels 

Die österreichische Regierung unter 
Sebastian Kurz hat auf die jüngsten 
Ereignisse mit dem Hissen der 
Israelfahne auf Kanzleramt und 
Außenministerium reagiert. Wohl 
auch um vom eigenen innen- 
 

politischen Versagen und den immer 
neuen Korruptionsdetails im Ibiza-
Untersuchungsausschuss abzu-
lenken. Dabei haben Kurz und sein 
Außenminister freimütig erklärt, 
dass man sich angesichts des Terrors 
aus dem Gazastreifen nur auf die 
Seite Israels stellen könne, ohne mit 
einem einzigen Wort die Siedlungs- 
und Besatzungspolitik zu erwähnen. 
Nur Tage zuvor kritisierte 
„Integrations“ministerin Raab ange-
sichts einer Demonstration gegen 
Zwangsräumungen in Ostjerusalem, 
dass „Konflikte aus dem Ausland bei 
uns ausgetragen werden“. Mehrere 
Pro-Palästina-Demos, auch von 
linken Parteien und Organisationen, 
wurden u. a. mit der Erklärung, Anti-
semitismus verhindern zu wollen, 
verboten. 

Dass es Kurz hier tatsächlich um 
seine Freundschaft mit der korrupt-
autoritären Netanjahu-Regierung in 
Israel geht, und nicht etwa um die 
vorgebliche Bekämpfung von Anti-
semitismus, wird nicht zuletzt durch 
seine eigenen antisemitischen Stere-
otypen über eine angebliche regie-
rungsfeindliche Verschwörung durch 
Tal Silberstein während der Ibiza-
Affäre deutlich. 

Die Zusammenarbeit der ersten  
Kurz-Regierung mit der rechts-
extremen und von antisemitischen 
Vereinigungen durchsetzen FPÖ ließ 
diesbezüglich die letzten Zweifel ver-
schwinden. 

D ie meisten Politiker:innen und Medien stellen sich hierzulande völlig einseitig auf die 
Seite Israels. Der deutsche Außenminister hat erklärt, Deutschland stehe „ohne Wenn 
und Aber zu unserer Freundschaft mit Israel, das sich gegen den Raketenterror der 
Hamas verteidigen muss“. 
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K urz zur Handlung: Das 
deutsche Drama von 
Julia Heinz handelt 
von der jungen Jura-

studentin Luisa, die sich mit ihrer 
besten Freundin in einer Antifa 
Gruppe in einem Wohnkollektiv zu 
organisieren beginnt.  

Luisa selbst kommt aus einer reichen 
Adelsfamilie und tauscht bereitwillig 
ihr herrschaftliches Elternhaus am 
Land gegen ein kleines Zimmer im 
besetzen Haus. Sofort findet sie 
Gefallen an dem charismatischen – 
mensch könnte auch sagen 
machoiden – Aktivisten Alfa.  

Nach einer Demo gegen Rechts-
extreme, bei der Luisa von einem 
Nazi attackiert wird und Alfa sie 
rettet, versucht sich Luisa ge-

meinsam mit Alfa und Lenor – einem 
weitere Aktivisten – in gewaltvollen 
Widerstand gegen Nazis und Rechts-

extreme und stößt dabei an die 
Grenzen zum friedlichen Wohn-
kollektiv, zu ihrer Freundschaft und 
schlussendlich zu sich selbst.... 
GÄHN..... mal wieder ein Film, der ein 
Bild der „linken Szene“ zeichnen 
möchte und mal wieder bei dem an-
scheinend einzigen Thema der 
Linken stehen bleibt: Individuelle 
Gewalt als Widerstand — Darf 
mensch das oder ist das moralisch 
verwerflich?  

Das ganze ist mit klischeehaften Per-
sonen und Szenarien gespickt, von 
einem Wohnkollektiv in dem es 
jeden Tag eine Party mit hauseigner 
D-Jane gibt über einen alten linken 
Veteranen, der den Aktivismus 
hinter sich gelassen hat, bis hin zu 
ständigen internen Konflikten, ist 
alles dabei, was an Vorurteilen über 
linken Aktivismus so herumschwirrt.  

Linker Widerstand bedeutet in 
diesem Kontext lediglich gewalt-
voller oder gewaltfreier Widerstand 
gegen Nazis und Rechtsextreme. 
Über die Ursprünge und das Erstar-

ken von rechtsextremen Kräften und 
Parteien wird kein Wort verloren, 
wofür oder wogegen sich linke 

Aktivist:innen außerhalb dieses 
Spektrums organisieren ebenso 
wenig. Gemeinschaftliche und 
demokratische Selbstorganisierung 
über das Einschlagen von Nazi- 
Autos hinaus bleibt sowieso weit-
gehend unsichtbar, der Fokus ver-
harrt auf den individuellen Entschei-
dungen von Luisa, was durch die 
Kameraführung visuell verstärkt 
werden soll.  

Auch wenn einige Ansätze nicht un-
interessant sind, bleibt doch die 
Frage offen, was der Film in seiner 
Oberflächlichkeit will. Die 
Regisseurin selbst meinte, dass er 
keine konkrete Aussage trifft, 
sondern einen Dialog starten soll...  

Ok Boomer… 

<< Linker Widerstand bedeutet in diesem 
Kontext lediglich gewaltvoller oder 

gewaltfreier Widerstand gegen Nazis und 
Rechtsextreme.  >> 



D ie bewusste Ver-
wendung von 
Ressourcen und die 
Nutzung des gesamten 

menschlichen Wissens können 
allen Menschen auf unserer Erde 
ein gutes Leben sichern und 
gleichzeitig die Welt vor dem 
Klimakollaps retten. Stattdessen 
steuert die Welt von einer Krise in 
die nächste. Ursache für all dies ist 
der Kapitalismus, der aus-
schließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und für 
eine sozialistische Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung. Der Sozia-
lismus, für den wir kämpfen, ist eine 
freie, demokratische, auf gewählten 
Räten aufbauende Gesellschaft. 
Eine Gesellschaft, die im Interesse 
aller funktioniert. Die Arbei-
ter:innenklasse hat das Potenzial, 
diese Gesellschaft zu verwirklichen. 
Deshalb geben wir seit vielen 
Jahren Flugblätter in unter-

schiedlichen Betrieben heraus, mit 
denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an 
Demonstrationen, Aktionen und 
Arbeitskämpfen teil, diskutieren 
solidarisch über Politik und 
tauschen uns mit unter-
schiedlichen Aktivist:innen aus. In 
sozialen und ökologischen 
Konflikten treten wir für die 
Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Aus-
beutung, gegen Sexismus und 
Rassismus, gegen Rechtsex-
tremismus und gegen Umwelt-
zerstörung immer verbunden mit 
einem Kampf gegen den 
Kapitalismus. Denn der verhindert 
ein solidarisches Zusammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 

einer revolutionär kommun-
istischen Internationale in der Welt 
und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und Ge-
werkschaftsapparaten. Wenn Du an 
diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, werde 
mit uns aktiv und unterstütze uns 
im Aufbau einer revolutionären und 
sozialistischen Organisation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr auf  www.sozialismus.click/was-
wir-wollen/

RSO online (Deutschland/ Österreich)

Dieses Jahr findet unser antikapitalistisches Sommercamp     
wieder am wunderschönen Attersee in Österreich statt –           
organisiert von der RSO sowie anderen linken Aktivist:innen aus 
Österreich, Deutschland und Frankreich. 

Das komplette Programm, Anmeldung und mehr Informationen 
findet ihr auf:  www.camp2021.sozialismus.click 


